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Bericht und Antrag 

des Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 


zu Nummer 1 des Entschließungsantrages der Fraktion der CDU/CSU 
zur Großen Anfrage der Abgeordneten Bewerunge, Eigen, Kiechle, 

Dr. Ritz, Susset, Solke, Freiherr von Kühlmann-Stumm und der Fraktion 
der CDU/CSU — Drucksache 7/2497 — betr. Lage der deutschen 
Landwirtschaft 
*— Drucksache 7/2617 — 


A. Problem 

Bei der Beratung der Großen Anfrage zur Lage der deutschen 
Landwirtschaft hat die Fraktion der CDU/CSU einen Entschlie- 
ßungsantrag — Drucksache 7/2617 — eingebracht, in dessen 
Nummer 1 die Bundesregierung aufgefordert wird, die euro- 
päischen Institutionen, ohne die der Europäische Agrarmarkt 
nicht weiterentwickelt werden kann, nicht weiter durch Worte 
und Taten zu schwächen, sondern mit allen Kräften zu stärken. 


B. Lösung 

Es ist offensichtlich, daß die Bundesregierung alles derzeit 
Mögliche unternimmt, um die europäische Einigung voranzu- 
treiben. Der vom Auswärtigen Ausschuß beschlossene Antrag 
bestätigt im Grunde die ständig zu beobachtenden Bemühungen. 

Mehrheitsentsdieidung im Ausschuß bei einer Stimmenthaltung 


C. Alternativen 

wurden nicht erörtert. 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht des Abgeordneten Ronneburger 


Bei der Beratung der Großen Anfrage der Frak- 
tion der CDU/CSU zur Lage der deutschen Landwirt- 
schaft in der 122. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 10. Oktober 1974 ist seitens der CDU/CSU-Frak- 
tion der Entschließungsantrag — Drucksache 7/2617 
— eingebracht worden, dessen Nummer 1 an den 
Auswärtigen Ausschuß und die Nummern 2 und 3 
an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten überwiesen worden isind. 

Der Auswärtige Ausschuß hat die Nummer 1 des 
Entschließungsantrages in seiner Sitzung vom 
22. Januar 1974 beraten und den in der Zusammen- 
stellung ersichtlichen Beschluß gefaßt. 

Wie in der Einleitung bereits dargelegt, umfaßt 
der Entschließungsantrag drei Nummern, die im 
sachlichen Zusammenhang zu sehen sind. Während 
die Nummern 2 und 3 eine Reihe von agrar- und 
ernährungspolitischen Forderungen enthalten, wird 
in Nummer 1 die Bundesregierung ersucht, „die euro- 
päischen Institutionen (insbesondere das Euro- 
päische Parlament und die Kommission der EG), 
ohne die der Europäische Agrarmarkt weder weiter- 
geführt noch die Europäische Union verwirklicht 
werden kann, nicht weiter durch Worte und Taten 
zu schwächen, sondern mit allen Kräften zu stär- 
ken“. 

Mit dem Hinweis auf die bereits in der Plenar- 
sitzung vom 10. Oktober 1974 vorgetragenen Stand- 
punkte soll hier in diesem Bericht darauf verzichtet 
werden, erneut eine tiefgreifende Sachdarstellung 
zu geben. Bedeutsam ist aber weiterhin die Tat- 
sache, die sich aus dem inneren Zusammenhang zwi- 


schen Nummer 1 des Antrages und den agrarpoliti- 
schen Forderungen der Nummern 2 und 3 ergibt, daß 
die Europäische Agrarpolitik erst dann wirklich 
funktionieren kann, wenn sie in eine Wirtschafts- 
und Währungsunion eingebettet ist. Der gemein- 
same Agrarmarkt ist beim Abschluß der Römischen 
Verträge nicht nur als auslösender Faktor für eine 
Entwicklung zur europäischen Einigung konzipiert 
worden, er ist vielmehr seiner Anlage nach nur als 
Teilbereich einer gesamteuropäischen Ordnung voll 
funktionsfähig. Insoweit ist die Forderung nach 
einer Stärkung der europäischen Institutionen rich- 
tig. Sie müßte jedoch gerade aus agrarpolitischen 
Erwägungen heraus durch die Forderung nach einer 
schnellen Verwirklichung der Wirtschafts- und 
Währungsunion ergänzt werden. In welchen 
Zwangssituationen sich unsere europäischen Partner 
dabei befinden, sollte man nicht übersehen. 

Der in Nummer 1 in den Worten „. . . nicht weiter 
durch Worte und Taten zu schwächen ..." enthal- 
tene Vorwurf findet nirgendwo eine Stütze. Schließ- 
lich haben die Bundesregierung und die Vertreter 
der Koalitionsfraktionen immer wieder auf die wich- 
tige Rolle des Europäischen Parlaments und der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaft hinge- 
wiesen. Es ist auch offensichtlich, daß die Bundes- 
regierung alles nur Mögliche unternimmt, um die 
europäische Einigung voranzutreiben. 

Der Auswärtige Ausschuß hat mit Mehrheit bei 
einer Stimmenthaltung den in der Zusammenstel- 
lung ersichtlichen Beschluß gefaßt. Namens des Aus- 
wärtigen Ausschusses bitte ich das Hohe Haus, dem 
Ausschußantrag zuzustimmen. 


Bonn, den 22. Januar 1975 


Ronneburger 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Nummer 1 des Entschließungsantrages der Fraktion der CDU/CSU — Druck- 
sache 7/2617 — in der aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fas- 
sung anzunehmen. 

Bonn, den 22. Januar 1975 

Der Auswärtige Ausschuß 

Dr. Schröder (Düsseldorf) Ronneburger 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Fraktion der CDU/CSU zur Großen Anfrage 
der Abgeordneten Bewerunge, Eigen, Kiechle, Dr. Ritz, Susset, Solke, 
Freiherr von Kühlmann-Stumm und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/2497 — eingebrachten Entschließungsantrages 


— Drucksache 7/2617 Nummer 1 — 


Entschließungsantrag 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag ersucht die Bundesregierung, 

1. die europäischen Institutionen (insbesondere das 
Europäische Parlament und die Kommission der 
EG), ohne die der Europäische Agrarmarkt weder 
weitergeführt noch die Europäische Union ver- 
wirklicht werden kann, nicht weiter durch Worte 
und Taten zu schwächen, sondern mit allen Kräf- 
ten zu stärken; 


Beschluß des 3. Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag ersucht die Bundesregierung, 

1. die europäischen Institutionen (insbesondere das 
Europäische Parlament und die Kommission der 
EG), ohne die der Europäische Agrarmarkt weder 
weitergeführt noch die Europäische Union ver- 
wirklicht werden kann, mit allen Kräften zu 
stärken; 
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